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Einleitung 

1. Problemstellung 

„Die Einrichtung des Asyls ist in einem schmalen Grenzstreifen beheimatet, in dem sich 
mancherlei stößt: nationales und internationales Recht, Mitgefühl und egoistisches Inter-
esse, Staatsräson und das dem Menschen eigene Vermögen, Scham zu empfinden. Ob-
gleich ihr damit enge Grenzen gezogen sind, hat diese Einrichtung mit dem Schrumpfen 
der Entfernungen zwischen den Ländern der Erde an Bedeutung gewonnen. ( . . . ) Für das 
Asylrechtsproblem sind infolgedessen Resolutionen internationaler Juristentagungen, ge-
setzgeberische Kodifizierungsentwürfe  und die neuerdings beliebten nationalen und inter-
nationalen Menschenrechtserklärungen, auch wenn rechtskräftige zwischenstaatliche Ab-
kommen sie untermauern, von geringerer Tragweite als die jeweilige Haltung der herr-
schenden politischen Systeme und die durch politische Machtverschiebungen bedingte 
Veränderung in der Zusammensetzung der Masse derer, die auf Asyl angewiesen sind". 

(Otto Kirchheimer) l 

Diesen Worten ist auch 30 Jahre, nach denen sie geschrieben wurden, nichts hin-
zuzufügen. 

Ob das Asyl in ihren Zufluchtsstaaten als von der Regierung gewährtes Privileg 
oder als Anspruch des Verfolgten aus gestaltet war, die Flüchtlinge2 hat das kaum 
jemals gekümmert: Die Kräfte,  die die Menschen zum Verlassen ihrer Heimat be-
wegten - Krieg, Bürgerkrieg, wirtschaftliches Chaos, ökologische Zerstörung, po-
litische, religiöse oder rassische Verfolgung oder mehrere dieser Faktoren - waren 
stets stärker: A l l diese Menschen hatten gute Gründe, nicht dort zu bleiben, wo sie 
waren. Die Globalisierung der Kommunikations- und Transportmittel, von der an-
dernorts so viel die Rede ist, zeigte auch hier Wirkung und führte dazu, daß immer 
mehr Menschen aus den Ländern der Dritten Welt die Länder Europas und Nord-
amerikas erreichten. Weil mangels Bedarfs nicht in entsprechendem Ausmaß Visa 
zum Zweck der Arbeitsmigration erteilt wurden, konzentrierte sich der Migrations-
druck zunehmend auf das Asylrecht3, das die meisten dieser Länder in der einen 

1 Politische Justiz, Hamburg 1993, deutsche Erstausgabe Frankfurt 1965. 
2 Damit sind im Kontext dieser Arbeit Menschen gemeint, die sich auf der Flucht befin-

den, vor wem oder was auch immer. Wird der Begriff  im Sinne eines Konventionsflüchtlings 
nach der GFK verwendet, so geht das aus der Bezeichnung oder dem Kontext eindeutig her-
vor. 

3 In diesem Kapitel ist der Einfachheit halber oft zusammmenfassend von Asylrecht, Asyl-
verfahren,  Asylbewerber, usw. die Rede, obwohl es sich in den verschiedenen Staaten um 

i 
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oder anderen Form kennen. Zumindest sind sie als Vertragsstaaten der GFK an das 
Refoulmentverbot nach Art. 33 GFK gebunden, was mangels aufnahmebereiter 
Drittstaaten oft auf eine Pflicht zur vorläufigen Aufnahme hinausläuft. 

Die westeuropäischen Länder gingen - nicht zuletzt unter dem Druck populisti-
scher Parolen - „das Boot ist voll"- zu Gegenmaßnahmen über4. Zu diesen gehör-
ten neben dem Entzug sozialer Rechte von Asylbewerbern und Verfahrensverkür-
zungen von Anfang an auch Zugangsbeschränkungen. Die derzeit am weitesten 
verbreiteten sind: Listen sicherer Herkunfts- und Drittstaaten; das Ausfiltern „of-
fensichtlich unbegründeter" Asylanträge möglichst schon an den Grenzen; Vi-
sumspflicht für Bürger „flüchtlingsproduzierender"  Staaten verbunden mit Sank-
tionen gegenüber Transportgesellschaften,  die Passagiere ohne die erforderlichen 
Einreisepapiere befördern.  Letzteres ist nunmehr in Art. 26 Abs. 2 des Schengener 
Durchführungsabkommens für alle seine Vertragsstaaten sogar zwingend vorgese-
hen. 

Die Erfahrung  zeigte jedoch, daß das Recht allein die unerwünschte Zuwande-
rung nicht verhindern konnte: Visumsbestimmungen wurden durch illegale Einrei-
sen umgangen und eine Abschiebung durch Vernichtung der Identitätspapiere er-
schwert. Arbeitsverbote und soziale Härten erwiesen sich als ebensowenig geeig-
net, Asylbewerber abzuschrecken wie Verfahrensverkürzungen.  Der eng mit der 
Vorstellung nationalstaatlicher Souveränität verbundene Grundsatz, daß jeder Staat 
über die Aufnahme oder Abweisung von Ausländern an seinen Grenzen frei  be-
stimmen kann, ließ sich immer weniger durchsetzen. 

In diesem Zusammenhang sind die Flughafenasylverfahren  zu sehen, die in 
zahlreichen europäischen Ländern wie z. B. Frankreich5, den Niederlanden6, Bel-
gien7, Dänemark8, Spanien9 und seit 1993 nunmehr auch in Deutschland existie-
, . 1 0 ren . 

Trotz der durch das nationale Recht bedingten Unterschiede ist ihnen gemein-
sam, daß sie durchgeführt  werden, während der Asylbewerber als noch nicht ein-

sehr unterschiedliche Rechtsstellungen handeln kann, z. B. oft den Status eines Flüchtlings 
nach der GFK verbunden mit einem wie auch immer gearteten Aufenthaltstitel nach nationa-
lem Recht. 

4 Mutatis mutandis gilt das auch für die anderen Industriestaaten - USA, Kanada, Japan, 
Australien. Die Konzepte von Asylgewährung und Einwanderung haben sich dort jedoch in 
einem anderen politisch-historischen Kontext entwickelt als in Europa und sind daher nur be-
dingt vergleichbar. 

5 Vgl. dazu die Literatur in dem rechts vergleichenden Teil dieser Arbeit. 
6 Vgl. dazu die Literatur in dem rechtsvergleichenden Teil dieser Arbeit. 
7 Carlier, in: ANAFE, Frontières . . . , S. 131 ff. 
8 Vedsted-Hansen, in: ANAFE, Frontières . . . , S. 143 ff. 
^ El Pais, 29. 8. 94; Niemeyer, ZAR 95, 187, 188, 
1 0 Ein Überblick über mehrere Länder findet sich in: Council of Europe, ADOC 6490 v. 

12. 9. 91 sowie in ANAFE, Frontières ... 
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gereist gilt. Von den Verfahren erfaßt werden in aller Regel diejenigen Asylbewer-
ber, die bei der Einreisekontrolle wegen fehlender oder gefälschter Einreisepapiere 
auffallen 11. Es fungiert  somit gewissermaßen als „zweite Verteidigungslinie" ge-
gen diejenigen Asylbewerber, denen es gelungen ist, ohne das erforderliche  Einrei-
sevisum ein Flugzeug nach Europa zu besteigen12. Die Verfahren  zielen in erster 
Linie auf eine Entscheidung über die Einreise des Ausländers, die mangels ander-
weitigen Aufenthaltstitels von den Erfolgschancen seines Asylantrages abhängig 
ist. Unabhängig davon, ob ein vollständiges oder nur ein summarisches Asylver-
fahren durchgeführt  wird, wird die Einreise in der Regel gestattet, wenn der Asyl-
antrag nicht als offensichtlich  unbegründet angesehen wird. 

Flughafenasylverfahren  entwickeln sich quasi naturwüchsig aus der normalen 
Einreisekontrolle heraus, in dem Moment, wo die Berufung auf das Asylrecht al-
lein nach dem nationalen Recht nicht mehr ausreicht, um dem Ausländer einen An-
spruch auf Einreise zu verschaffen.  Sie entstehen also im Zusammenhang mit Zu-
gangsbeschränkungen. Eine besondere, von der reinen Einreisekontrolle abgelöste 
Qualität bekommen diese Verfahren  in dem Augenblick, wo über die inhaltliche 
Begründetheit des Asylgesuchs ganz oder teilweise schon an der Grenze entschie-
den wird. Damit werden die Verfahren  länger, institutionalisierter und komplexer. 
Es treten in besonderem Maße ihre charakteristischen Vor- und Nachteile zutage, 
auf die unten noch näher einzugehen ist. 

Warum aber ein Flughafenverfahrenl  An der Gesamtzahl der Asylbewerber stel-
len die auf dem Luftweg einreisenden nicht nur in Deutschland einen sehr geringen 
Anteil. Zudem sind mit der Durchführung  dieses SpezialVerfahrens  erhebliche Ko-
sten verbunden. 

Internationale Flughäfen sind im Gegensatz zu der nur punktuell kontrollierba-
ren Landgrenze sicherheitstechnisch ausgeklügelt gebaut und hervorragend über-
wacht. Hier ist also eine nahezu lückenlose administrative Erfassung der Passagie-
re möglich. Zudem sind Räumlichkeiten für Büros und Unterkünfte vor Ort vor-
handen. Ähnliches gilt übrigens für Seehäfen, weshalb in vielen Ländern dort ein 
ähnliches Verfahren  eingerichtet ist. Hinzu kommt, daß dort traditionell mit der 
Transitzone ein Ort zur Verfügung steht, der zwar dem Zugriff  der nationalen Be-
hörden unterliegt, in dem der Ausländer aber als noch nicht eingereist gilt und so-
mit auch dann, wenn er keinen Paß besitzt, relativ problemlos wieder in den letzten 
Abflugstaat zurückbefördert  werden kann. Aus innenpolitischer Sicht sind die 

1 1 Daß jemand trotz gültiger vollständiger Einreisepapiere in das Flughafenverfahren  gera-
ten kann, ist, wie der Fall der „sicheren Herkunftsländer"  in § 18a AsylVfG zeigt, zwar theo-
retisch möglich, aber in der Praxis nicht sonderlich häufig, weil diese Personen sich meist 
entschließen, zuerst einzureisen und dann vom Inland aus Asyl zu beantragen. 

1 2 Im deutschen Flughafenverfahren  ist dies streng genommen nicht der Fall, weil § 18a 
wörtlich nur auf den Paß abstellt, also auf das Identitätsdokument. Praktisch geht es aber um 
dieselben Personengruppen, da häufig gefälschte Pässe und/oder Visa benutzt werden, um 
das Personal der Fluglinien zu täuschen und an Bord zu gelangen und diese Dokumente auf 
Weisung der Schleuser später zerstört werden. 


